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Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetz: StVG § 17
Eechtssatzs Aus der Verpflichtung des aus einem Grundstück 

Ausfahrenden, sich so zu verhalten, daß eine 
Gefährdung des Strässenverkehrs ausgeschlos­
sen ist, folgt die Befugnis des Verkehrsteil­
nehmers auf der Strasse, unter Beibehaltung 
seiner Fahrgeschwindigkeit in fliessender Fahrt 
zu bleiben« Er darf allerdings seine Befugnis 
nicht mißbrauchen«

Aktenzeichen: VI ZR 45/52
Urteil des BGH vom 10«November 1952 OLG Hamburg ~



* Verkündet am 10.November 1952 
Streubühr, Justizassistent als 
Urkundsbeamter der Geschäfts­stelle o

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

1.) des Kaufmanns Valter R der in Handelsregister nie 
Veit er r . H B  & Co/El

, als Inhaber ngetragenen Firma

in Bl2«,) des Kraftfahrers Julius H‘ 
H

Beklagten, Berufungskläger und Revisionskläger, 
~ Ir^zeßbcvollcächtigter: Rechtsanwalt Justizrat Br.

g e g e n
den BshnhofSchaffner i0Ro Friedrich BIstrasse A

Kläger, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten, 
- Frozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br

hat der VI«, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 10« November 1952 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Br« Beibrück, Br« Kl ein ewe fers, 
Br. Gelhaar, Br. Rotberg und Hgnebeck
für Recht erkannts

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
1. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
in Hamburg vom 11. Bezember 1951 wird zurückgewie-: 
sen, ^
Eie Kosten des Rechtsmittels haben die Beklagten 
zu tragen.

Ton Rechts wegen



' /

- s - /

Tatbestands

17er Kläger befuhr am 23« Juni 1949 mit seinem Klein­
kraftrad morgens gegen ‘9 Uhr von Pinneberg kommend in 
Elmshorn die Bundesstrasse 5? die dort die Strassenbe- 
Zeichnung "Langelohe" trägt, in Richtung Stadtmitte* Als 
er sich fast in Höhe der in seiner Fahrtrichtung auf der 
linken Strassenaeite gelegenen Langeloher Schule befand, 
bog der von dem Zweitbeklagten gelenkte Lastkraftwagen des 
■Erstbeklagten mit einem Anhänger aus der Ausfahrt der Lan­
geloher Schule in die Bundesstrasse 5.ein, um ebenfalls 
in Richtung Stadtmitte weiterzufahren« Der Lastzug ver­
sperrte den Kläger die Strasse, so dass dieser scharf brem­
sen mußte« Da die aus blauem Kleinsteinpflaster bestehen­
de Strassendecke regennass und schlüpfrig war, kam der 
Kläger dicht an der Kante des rechten Gehsteiges zu Fall 
und erlitt eine Knieverletzung, die dazu geführt hat, daß 
er als Bahnbeemter pensioniert worden ist*

Der Kläger hat behauptet, dass er mit massiger Ge­
schwindigkeit gefahren sei und diese noch vermindert habe, 
als er des Lastkraftwagens der Beklagten ansichtig gev/or- 
den sei« Ber Sturz sei mithin allein auf die rücksichts­
lose Fahrweise des Zweitbeklagten zurückzuführen, der, 
ohne auf den Kläger zu achten, in die Eundesstrasse ein- . 
gebogen sei* Ber Kläger hat d^e Beklagten auf Schadens­
ersatz in fjispruch genommen und mit der Klage Ersatz 
des ihn entstandenen Sachschadens, der Heilungskosten, 
seines Verdienstausfalls bis zum 31«Bezember 1951, ein 
Schmerzensgeld und die Feststellung der Verpflichtung der 
Beklagten zum Ersatz allen weitergehenden Schadens be­
gehrt O
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Lie Beklagten haften Abweisung der Klage beantragt 
und bestritten«, dass die Fahrweise des Zweitbeklagten 
für den Unfall ursächlich gewesen sei«, mindestens tref­
fe aber den Kläger ein erhebliches Mitverschulden, weil 
er zu schnell gefahren sei. und, nachdem er schon auf 
erhebliche Entfernung deî  Lastwagen der Beklagten aus der 
Ausfahrt habe herauskommen sehen, durch Ziehen der Kupp­
lung seine Fahrtgeschwindigkeit noch erhöht- habe? anstatt 
sofort zu bremsen® —

Bas Landgericht hat dem Feststellungsantrag des Klä­
gers stattgegeben und die Leistungsanträge dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt®

Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der Be­
klagten hat das Berufungsgericht durch das angefochtene 
Urteil zurückgewiesen® Der Tatbestand dieses Urteils ist 
auf Antrag der Beklagten nachträglich dahin berichtigt wor­
den, daß an Ende des Tatbestands der Satz nachgefügt wor­
den ist s

nLie polizeilichen Ermittlungsakten über den Verkehrs­
unfall vom 23 • Juni 1949 wurden beigezogen und zum 
Gegenstand der Verhandlung gemacht®*

Die Beklagten haben gegen dieses Urteil Revision eingelegt 
und diese in der Revisionsbegründung auf die Frage des 
Kitverschuldens des Klägers beschränkt® Sie beantragen%

das Berufungsurteil insoweit aufzuheben, als es die 
Beklagten zu mehr als zur Hälfte der von dem Kläger gelte 
gemachten Ansprüche verurteilt hat und zu mehr als 
zur Hälfte festgestellt hat, daß die Beklagten ver­
pflichtet sind, dem Kläger allen weitergehenden Scha-



den aus dem Verkehrsunfall vom 23 o Juni 1949 zu 
ersetzen«

Der Kläger bittet um Zurückweisung der Revision

Ent s oheidungsgründe s

Die Revision ist nicht begründet«,

1o) Das Berufungsgericht hat dargelegt. daß die 
Beklagten dem Kläger* m s  dem Kraftfährzeuggesetz und aus 
unerlaubter Handlung schadensersatzpflichtig seien« Die­
se Ausführungen« die keinen Rechtsirrtum erkennen lassen«, 
sind von der Revision nicht angegriffen worden« Die Re­
vision wendet sich lediglich dagegen«, daß die Feststel­
lung eines Mitverschuldens des Klägers unterblieben ist«
Sie ist der Ansicht«, daß die Beklagten nach dem Verlauf 
des Unfalls nicht zu mehr als der Hälfte des dem Kläger 
entstandenen Schadens für ersatzpflichtig erachtet wer­
den könnten«

Da der Kläger bei dem Unfall ein NSU-Kraftrad mit 
einem Hubraum von nur 97 pern benutzt hat«, also ein Klein­
kraftrad im Sinne des § 27 KrfzG (vgl § 67 a StVZO) , kann 
dem Kläger die Betriebsgefahr seines Kraftrades nicht nach 
§ 17 KrfzG entgegengehalten werden (Müllers Strässenver- 
kehrsrecht, 16« Aufl § 27 Anm A II), wie das Berufungsge­
richt ohne Widerspruch der Beklagten mit Recht engenommen 
hat« Es kommt mithin in der Tat lediglich darauf an. ob 
den Kläger der Vorwurf eines eigenen Mitverschuldens trifft, 
das er sich nach § 254 BGB (vgl § 9 KrfzG) anrechnen lassen 
muß«



2o) Ein mitwirkendes Verschulden des Klägers hat das 
Berufungsgericht mit folgenden Erwägungen verneints

Die Behauptung der Beklagten, der Kläger habe den 
Unfall durch zu schnelles Pahren mitverschuldet, sei 
nicht bewiesen, Ihre weitere Behauptung, dass der Klä­
ger zunächst die Kupplung gezogen habe, als er den Last­
kraftwagen der Beklagten erblickte, und dann erst gebremst 
habe, könne richtig sein. Es lasse sich aber nicht fest- 
steilen, daß dieses Verhalten des Klägers den Unfall mit­
verursacht habe. Durch das Kuppeln werde zwar das Brems­
manöver verlängert. Hatte der Kläger jedoch sofort ge­
bremst , so wäre er auf dem glatten, regennassen Pflaster 
erst recht ausgerutscht und zu Pall gekommen. Sein Ver­
halten sei daher für den Sturz nicht ursächlich gewesen. 
Ausserdem begründe mangelnde Geistesgegenwart in gefähr­
lichen Augenblicken kein mitwirkendes Verschulden,

Zudem habe eine Pflicht des Klägers zum Bremsen nicht 
bestanden, denn er habe unstreitig das Vorfahrtrecht ge­
habt, auch wenn der Beklagte bereits in der Ausfahrt der 
Schule angefahren sei,

3o) Demgegenüber macht die Revision geltends Nach den 
eigenen Angaben des Klägers in den polizeilichen Ermitt­
lungsakten, die von dem Berufungsgericht beigezogen und 
zum Gegenstand der Verhandlung gemacht worden seien, wie 
durch die Tatbestandsberichtigung des Urteils des Beru­
fungsgerichts feststehe, habe er den Lastkraftwagen der 
Bäclagten schon rechtzeitig gesehen und sei sich über 
dessen Pahrweise nicht klar gewesen. Unter-diesen Umstän­
den habe aber für den Kläger die Pflicht bestanden, sei­
ne eigene Geschwindigkeit zu vermindern oder sogar anzu­
halten, um die weitere Entwicklung abzuworten. Er hätte
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also nicht erst kappein und dann bremsen dürfen, son­
dern auf alle Palle sofort mit dem Bremsen beginnen 
müssen* Zudem hätte er die Strassenglätte berücksichti­
gen und sein Kraftrad langsam und allmählich abbremsen 
müssen* Hätte der Kläger bei seiner Pahrweise diese Re­
geln beachtet, so hätte es ihm bei der von ihm angege­
benen geringen Geschwindigkeit keine Schwierigkeiten be­
reiten können, sein Kraftrad rechtzeitig zum Halten zu 
bringen oder doch jedenfalls seine Geschwindigkeit so zu 
ermässigen. dass er beim Bremsen nicht stürzte* Der Klä­
ger habe sich jedoch blind auf Sein ‘Vorfahrtrecht ver­
lassen; obgleich er den Lastkraftwagen der Beklagten un- 
vorschriftsmässig habe herankommen sehen und auch erkannt 
habe, dass dieser das dem Kläger- zustehende Torfahrtrecht 
nicht beachtete* Bei dieser Sachlage treffe daher den Klä­
ger der Vorwurf eines erheblichen eigenen Mitverschuldens.

4o) Die von der Revision erhobenen Angriffe gegen 
die Verneinung eines Mitverschuldens des Klägers in dem 
angefochtenen Urteil gehen jedoch fehl*

Ter Kläger fuhr auf einer vorfährtberechtigten Bun­
desstrasse und konnte sich mithin darauf verlassen, dass 
der aus einem Grundstück ausfahrende Zweitbeklagte ihn vor 
beifahren lassen werde (Ploegels Strassenverkehrsrecht.
7* Aufl § 17 StVO § 3)« Her Kläger durfte dsh er grundsätz­
lich unter Beibehaltung seiner Fahrgeschwindigkeit in 
fliessender Fahrt bleiben und brauchte mit Verkehrswidrig­
keiten anderer Verkehrsteilnehmer solange nicht zu rech­
nen, als nicht besondere Verhältnisse ihm dazu Anlass ge­
ben konnten und mußten (OLG München VAE 1938* 312 Nr 447? 
vgl auch OLG Düsseldorf? VerkRSamml 1, 115)« Bei dieser Be
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fugnis handelte es sich allerdings entgegen der Annahme 
des Berufungsgerichts nicht um ein Vorfahrtrecht im ei~ 
gentlichen.fcinne des § 13 StVO, dessen Voraussetzungen 
hier nicht gegeben waren, sondern diese; Berechtigung er­
gab sich aus der den Zweitbeklagten nach § 17 StVO tref­
fenden Verpflichtung, bei der Ausfahrt aus der Langeloher 
Schule auf die Bundesstrasse*sich so zu verhalten, daß 
eine Gefährdung des Strassenverkehrs ausgeschlossen war 
(Urteil des Bundesgerichtshofs vom 29 0 November 1951 - 
T U  ZR 114/50). Biese Sorgfaltspflicht liegt grundsätz­
lich allein dem Ausfahrenden ob, nicht etwa dem Verkehrs­
teilnehmer auf der Fahrbahn (vgl Bienstanweisung zur 
Durchführung der Vorschriften über den Strassenverkehr 
iodoF. vom 13. Mai 1940 zu § 17 StVO).

a) Ebenso wie der Vorfahrtberechtigte nicht auf sein 
Vorfahrtrecht pochen darf und daher verpflichtet ist, von 
der Durchführung der Vorfahrt dann Abstand zu nehmen» wenn 
er bei gehöriger Aufmerksamkeit rechtzeitig hätte erken­
nen müssen, daß der TSTartepflichtige das Vorfahrtrecht ver­
letzen werde (Urteil des Bundesgerichtshofs vom 28. Janu­
ar 1952 - III ZR 284/51 - VerkRSamml 4, 223 - insoweit
in. * BGHZ 4? 360 nicht mit abgedruckt - mit weiteren Nach­
weisen),- darf auch, wie der Revision zuzugeben ist, der 
auf der Strasse befindliche Verkehrsteilnehmer gegenüber 
dem aus einem Grundstück auf die Strasse Ausfahrenden 
von seinem Recht, seine Fahrt mit unverminderter Geschwin­
digkeit fortzusetzen, keine mißbräuchliche Benutzung ma- 
chen. Die dem Ausfahrenden durch § 17 StVO vorgeschriebe­
ne besondere Sorgfalt bedeutet für den auf der Strasse 
fahrenden Verkehrsteilnehmer keinen Freibrief, sein Recht '
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auf einen flüssigen Verkehr rücksichtslos auszunutzen»
Da der ganze Strassenverkehr unter den allgemeinen Grund­
satz des § 1 StVO stehtc kann der Ausfahrende von dem 
übrigen Verkehr billigerweise erwarten, daß dieser auf 
sein Einschalten in den Verkehr gebührend Rücksicht nimmt 
(KG VAE 1939? 302 Hr 428)« Hätte also der Kläger dieser 
ihm obliegenden Verpflichtung zuwider gehandelt, so. hät­
te er diejenige Sorgfalt ausser acht gelassen, die nach 
Lage der Sache zur Wahrnehmung der eigenen Angelegenhei­
ten geboten war, um Schaden von sich abzuwenden, und müß­
te sich dieses Verhalten gemäß § 254 BGB entgegenhalten 
lassen (OLG Dresden, VAE 1941, 200 Nr 250)»

b) Mit Recht hat aber das Berufungsgericht auf Grund 
der von ihm getroffenen Feststellungen, mit denen die 
Angaben des Klägers in seiner polizeilichen Vernehmung 
nicht in Widerspruch stehen, ein solches Mitverschulden 
des Klägers verneint» Dem Berufungsgericht ist darin bei­
zustimmen, dass für den Kläger eine Pflicht zum .Bremsen in 
dem Zeitpunkt, als der Zweitbeklagte in der Ausfahrt der 
Schule anfuhr, noch nicht bestand. Der Kläger, der*den 
Lastkraftwagen der Beklagten zu dieser Zeit bereits er­
blickt hatte» konnte erwarten, daß der Fahrer des Last­
kraftwagens ihn ebenfalls alsbald sehen und das dem Klä­
ger zustehende Recht zur»ungehinderten Fortsetzung der 
Fahrt auf der Strasse ohne Herabsetzung seiner Geschwin­
digkeit achten würde. Der Kläger brauchte deshalb nicht 
damit zu rechnen, daß der Zweitbeklagte unaufmerksam sein 
und ihn überhaupt nicht bemerken würde» Er durfte somit, 
obwohl der Lastkraftwagen angefahren war, angesichts der 
Verkehrslage darauf vertrauen, dass dieser von seinem Fah-
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rer alsbald wieder zum Stehen gebracht oder doch je­
denfalls so gelenkt werden wurde- wie es erforderlich 
war, um dem Kläger die ungehinderte Durchfahrt zu ermög­
lichen o Das von dem Kläger vorgenommene Ziehen der Kupp­
lung in diesem Zeitpunkt, das den Zweck hatte, das Brem­
sen vorzubereiten und ein Abwürgen des Motors zu verhin­
dern- falls sich ein Anhalten als notwendig erweisen soll­
te, war somit eine angesichts der Verkehrslage durchaus 
sachgemässe Maßnahmeo Mit dem Bremsen selbst brauchte der 
Kläger erst zu beginnen, als erkennbar wurde, daß der 
Zweitbeklagte tatsächlich seinen ihm nach.§ 17 StVO oblie­
genden Pflichten zuwider handeln würde. Dies war aber nicht 
schon in dem Augenblick der Pall, als der Zweitbeklagte 
aus der Grundstücksausfahrt hieraus bis auf den Bürger­
steig fuhr, sondern frühestens in dem Zeitpunkt, als 
der Zweitbeklagte auch über die Grenze des Bürgersteigs 
hinaus auf die Fahrbahn fuhr. Pür die Annahme, daß der 
Kläger auch zu der Zeit- als er den Lastkraftwagen auf 
die Fahrbahn kommen sah, noch nicht gebremst hat, bieten 
aber die Feststellungen des Berufungsgerichts keinen An­
halt. Auch wenn von der Angabe des Klägers bei seiner poli­
zeilichen Vernehmung ausgegangen und angenommen würde, daß 
er mit einer Geschwindigkeit von nur 25 bis 30 km/st gefah­
ren ist, würde sich daraus keineswegs zwingend ergeben, 
daß er zu spät gebramst hat und ihn deshalb an dem auf 
das scharfe Bremsen im letzten Augenblick zurückzuführen­
den Sturz ein eigenes Mitverschulden trifft. Zu dem schar­
fen Bremsen ist der Kläger hier, gleichgültig, mit wel­
cher Geschwindigkeit.er gefahren ist, durch das unerwar­
tete Verhalten des Zweitbeklagten gezwungen worden« Aus 
den Feststellungen des Berufungsgerichts ist nicht zu ent-
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nehmen« daß der Kläger in dieser Lage durch Anwendung 
der erforderlichen Sorgfalt angesichts der Schlüpfrig­
keit des Strassenpflasters hei dem notwendig gewordenen 
scharfen Bremsen den Sturz hätte vermeiden können, v/enn 
seine Geschwindigkeit nur 25 his 50 km/st betragen hätte« 
Der Vorwurf , zu spät gebremst zu haben, wird dem Kläger 
dsh er von der Revision angesichts des vom Berufungsge­
richt festgestellten Sachverhalts zu Unrecht gemacht«

c) Laß der Kläger das Bremsen selbst unsachgemäß 
durchgeführt hat. geht aus den Feststellungen des Beru­
fungsgerichts ebenfalls nicht hervor« Lie von der Revision

, tinsoweit erhobene Rüge ist nicht näher begründet worden« 
Anhaltspunkte für einen die Entscheidung des. Berufungsge- . 
richts beeinflussenden Rechtsirrtum in dieser Hinsicht 
sind nicht ersichtlich0 Selbst v/enn aber dem Kläger bei 
dem unter den gegebenen Umständen erforderlichen sehr 
scharfen Bremsen ein Fehler unterlaufen sein sollte« so 
würde sich daraus noch nicht notwendig ein .Mitverschul­
den des Klägers ergeben« Zutreffend hat das Berufungs­
gericht auf den in der Rechtsprechung des III« Zivilse­
nats des Bundesgerichtshofs (vgl VerkRSamml 4, 9 1 =  LAR 
1952, 56) immer wieder hervorgehobenen Grundsatz hinge­
wiesen, daß mangelnde Geistesgegenwart in einer unver­
schuldeten Gefahrenlage regelmässig für sich allein noch 
kein Verschulden darstellt«

d) Mit Recht hat das Berufungsgericht auch den.Be­
weis dafür nicht als geführt erachtet, daß der Kläger den 
Unfall durch zu schnelles Fahren mitverschuldet habe» Ler 
Kläger selbst hat in diesem Rechtsstreit seine Geschwindig-



keit zur Zeit des Unfalls auf etwa 35 km/st angegebene 
Ein Zeuge hat die Geschwindigkeit des Klägers auf 30 
bis 40 kra/st geschätzte Diesen Angaben ist das Berufungs­
gericht, wie der Zusammenhang der Entscheidungsgründe er­
gibt, gefolgt. Es hat somit diese von ihm zugrunde geleg­
te Geschwindigkeit nicht als zu hoch angesehen. Hierin 
ist ein Rechtsirrtum nicht zu erblicken. Gemäß § 9 Abs 
1a StVO ist die höchst zulässige Fahrgeschwindigkeit für 
Kraftfahrzeuge innerhalb geschlossener Ortschaften 40 km/st. 
Der Kläger hat somit die Höchstgeschwindigkeit nicht über­
schritten gehabt. Mit einer geringeren Geschwindigkeit zu 
fahren, war er nach den allgemeinen Strassenverhältnis- 
sen zur Zeit des Unfalls nicht verpflichtet. Er befand 
sich auf einer vorfahrtberechtigten Bundesstrasse, hatte 
also eine Behinderung durch andere Fahrzeuge nicht zu be­
fürchten. Die Glätte und Rasse der Strasse allein brauch­
ten ihn zu einer Minderung seiner Geschwindigkeit nicht 
zu veranlassen. Das vom Bundesgerichtshof (VerkRSamml 3,
107) gebilligte Urteil des Oberlandesgerichts Hamm (VerkR­
Samml 3, 106), das die Geschwindigkeit von 30 bis 35 km/st 
für einen Lastzug unter ähnlichen Strassenverhältnissen 
beanstandet hat, hat aus dieser Geschwindigkeit nicht den 
Vorwurf eines Verschuldens des Fahrers hergeleitet, son­
dern es hat aus diesem Grunde lediglich den Entlastungs­
beweis aus § 7 Abs 2 KrfzG nicht als geführt angesehen.
Diese Entscheidungen lassen sich zu Gunsten der Beklag­
ten daher nicht verwerten.

Ohne dass es auf die weiteren von der Revision ange­
griffenen Erwägungen des angefochtenen Urteils noch an­
käme, kann somit aus dem vom Berufungsgericht festgestell-



I

ten Sachverhalt auch unter Berücksichtigung der eigenen 
Angaben des Klägers in seiner polizeilichen Vernehmung ein 
eigenes Liitver schulden des Klägers an dem Unfall nicht 
entnommen werden, so dass die Revision keinen Erfolg ha­
ben konnteo

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 97 ZPO.

Br. Delbrück - Dr. Kleinewefers Dr*Gelhaar
Br» Rotberg Hanebeck
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